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Geſetz-Sammlung 


ne für bie ah 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 26. 


(Jr. 3419.) Geſetz über den Belagerungszuſtand. Vom 4. Juni 1851. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


| a 
uͤr den Fall eines Krieges iſt in den, von dem Feinde bedrohten oder 
theilweiſe ſchon beſetzten Provinzen jeder Feſtungskommandant befugt, die 
ihm anvertraute Feſtung mit ihrem Rayonbezirke, der kommandirende General 
aber den Bezirk des Armeekorps oder einzelne Theile deſſelben zum Zweck der 
Vertheidigung in Belagerungszuſtand zu erklaͤren. 


H. 2. 

Auch fuͤr den Fall eines Aufruhrs kann, bei dringender Gefahr fuͤr die 
Öffentliche Sicherheit, der Belagerungszuſtand ſowohl in Kriegs- als in Frie— 
denszeiten erklaͤrt werden. 

Die Erklaͤrung des Belagerungszuſtandes geht alsdann vom Staats 
Miniſterium aus, kann aber proviſoriſch und vorbehaltlich der ſofortigen Be⸗ 
ftätigung oder Beſeitigung durch daſſelbe, in dringenden Fallen, ruͤckſichtlich 
einzelner Orte und Diſtrikte, durch den oberſten Militairbefehlshaber in den⸗ 
ſelben, auf den Antrag des Verwaltungschefs des Regierungsbezirks, wenn 
aber Gefahr im Verzuge iſt, auch ohne dieſen Antrag erfolgen. 

In Feſtungen geht die proviſoriſche Erklaͤrung des Belagerungszuſtan— 
des von dem Feſtungskommandanten aus. 


H. 3. 


Die Erklaͤrung des Belagerungszuſtandes iſt bei Trommelſchlag oder 
Trompetenſchall zu verkuͤnden, und außerdem durch Mittheilung an die Ge⸗ 
meindebehoͤrde, durch Anſchlag an öffentlichen Plaͤtzen und durch oͤffentliche 

aͤtter ohne Verzug zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. — Die Aufhe⸗ 
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Ausgegeben zu Berlin den 9. Juli 1851. 


Se 


bung des Belagerungszuſtandes wird durch Anzeige an die Gemeindebehörde 
und durch die Öffentlichen Blätter zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 


H. 4. 

Mit der Bekanntmachung der Erklaͤrung des Belagerungszuſtandes geht 
die vollziehende Gewalt an die Militairbefehlshaber uͤber. Die Civilverwal⸗ 
9 855 und Gemeindebehoͤrden haben den Anordnungen und Aufträgen der 
Militairbefehlshaber Folge zu leiſten. 

Fuͤr ihre Anordnungen ſind die betreffenden. Militairbefehlshaber per⸗ 
ſoͤnlich verantwortlich. \ 

F. 5. . 

Wird bei Erklärung des Belagerungszuſtandes für erforderlich erachtet, 
die Artikel 5., 6., 7., 27., 28., 29., 30. und 36. der Verfaſſungs-Urkunde, 
oder einzelne derſelben, zeit- und diſtriktweiſe außer Kraft zu ſetzen, ſo muͤſſen 
die Beſtimmungen daruͤber ausdruͤcklich in die Bekanntmachung uͤber die Erklaͤ⸗ 
rung des Belagerungszuſtandes aufgenommen, oder in einer beſonderen, unter 
der naͤmlichen Form ($. 3.) bekannt zu machenden Verordnung verkuͤndet 
werden. 

Die Suspenſion der erwaͤhnten Artikel oder eines derſelben iſt nur fuͤr 
den Bezirk zulaͤſſig, der in Belagerungszuſtand erklaͤrt iſt und nur fuͤr die 
Dauer des Belagerungszuſtandes. 


H. 6. N 
Die Militairperſonen ſtehen waͤhrend des Belagerungszuſtandes unter 
den Geſetzen, welche für den Kriegszustand ertheilt find. — Auch finden auf 
dieſelben die HF. 8. und 9. dieſer Verordnung Anwendung. n 
N $. 7. g 
In den, in Belagerungszuſtand erflärten Orten oder Diſtrikten hat der 
Befehlshaber der Beſatzung (in den Feſiungen der Kommandant) die höhere 
e über ſaͤmmtliche zur Beſatzung gehörende Militair- 
perſonen. 5 
Auch ſteht ihm das Recht zu, die wider dieſe Perſonen ergehenden 
kriegsrechtlichen Erkenntniſſe zu beſtaͤtigen. Ausgenommen hiervon find nur in 
Friedenszeiten die Todesurtheile; dieſe unterliegen der Beſtätigung des komman— 
direnden Generals der Provinz. a 
Hinſichtlich der Ausuͤbung der niederen Gerichtsbarkeit verbleibt es bei 
den Vorſchriften des Militair-Strafgeſetzbuches. 


$. 8. 
Wer in einem in Belagerungszuſtand erklärten Orte oder Diſtrikte 
der vorſaͤtzlichen Brandſtiftung, der vorfäglichen Verurſachung einer Ueber⸗ 
ſchwemmung, oder des Angriffs oder des Widerſtandes gegen die bewaffnete 
Macht oder Abgeordnete der Civil- oder Militairbehoͤrde in offener Gewalt 
und mit Waffen oder gefaͤhrlichen Werkzeugen verſehen ſich ſchuldig macht, 
wird mit dem Tode beſtraft. N 
Sind 
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Sind mildernde Umſtaͤnde vorhanden, ſo kann, ſtatt der Todesſtrafe, 
auf zehn- bis zwanzigjaͤhrige Zuchthausſtrafe erkannt werden. 


§. 9. 
Wer in einem in Belagerungszuſtand erklärten Orte oder Diſtrikte 
a) in Beziehung auf die Zahl, die Marſchrichtung oder angeblichen Siege 
der Feinde oder Aufruͤhrer wiſſentlich falſche Geruͤchte ausſtreut oder 
verbreitet, welche geeignet ſind, die Civil- oder Militairbehoͤrden hinſicht— 
lich ihrer Maaßregeln irre zu fuͤhren, oder 
b) ein bei Erklärung des Belagerungszuſtandes oder während deſſelben vom 
Militairbefehlshaber im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit erlaſſenes 
Verbot uͤbertritt, oder zu ſolcher Uebertretung auffordert oder anreizt, oder 
c) zu dem Verbrechen des Aufruhrs, der thaͤtlichen Widerſetzlichkeit, der 
Befreiung eines Gefangenen, oder zu andern H. 8. vorgeſehenen Ver⸗ 
brechen, wenn auch ohne Erfolg, auffordert oder anreizt, oder 
d) Perſonen des Soldatenſtandes zu Verbrechen gegen die Subordination 
oder Vergehungen gegen die militairiſche Zucht und Ordnung zu vers 
leiten ſucht, 5 
ſoll, wenn die beſtehenden Geſetze keine hoͤhere Freiheitsſtrafe beſtimmen, mit 
Gefängniß bis zu Einem Jahre beſtraft werden. 


H. 10. 


Wird unter Suspenſion des Artikels 7. der Verfaſſungs-Urkunde zur 
Anordnung von Kriegsgerichten 5 ſo gehoͤrt vor dieſelben die Unter⸗ 
ſuchung und Aburtheilung der Verbrechen des Hochverraths, des Landesver⸗ 
raths, des Mordes, des Aufruhrs, der thaͤtlichen Widerſetzung, der Zerftörung 
von Eiſenbahnen und Telegraphen, der Befreiung von Gefangenen, der Meu⸗ 
terei, des Raubes, der Pluͤnderung, der Erpreſſung, der Verleitung der Sol⸗ 
daten zur Untreue, und der in den HH. 8. und 9. mit Strafe bedrohten Ver⸗ 
brechen und Vergehen, inſofern alle genannten Verbrechen und Vergehen nach 
der Erklaͤrung und Bekanntmachung des Belagerungszuſtandes begangen oder 
fortgeſetzte Verbrechen ſind. f 
N Als Hochverrath und Landesverrath ſind, bis zur rechtlichen Geltung 
eines Strafgeſetzbuchs fuͤr die ganze Monarchie, in dem Bezirke des Rheini⸗ 
ſchen Appellationshofes zu Köln die Verbrechen und Vergehen wider die innere 
und dußere Sicherheit des Staats (Artikel 75. bis 108. des Rheiniſchen Straf⸗ 
geſetzbuchs) anzusehen. 

Iſt die Suspenſion des Art. 7. der Verfaſſungs⸗Urkunde nicht vom 
Staatsminiſterium erklaͤrt, ſo bleibt in Friedenszeiten bei den von dem Kriegs⸗ 
RR eingeleiteten Unterſuchungen die Vollſtreckung des Urtheils ausgeſetzt, 

is die Suspenſtion vom Staatsminiſterium genehmigt iſt. 
H. 11. 

Die Kriegsgerichte beſtehen aus fünf Mitgliedern, unter denen zwei von 
dem Vorſtande des Civilgerichtes des Ortes zu bezeichnende richterliche Civil: 
beamte, und drei von dem Militairbefehlshaber, welcher am Orte den Befehl 
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führt, zu ernennende Offiziere fein muͤſſen. Die Offiziere ſollen mindeſtens 
Hauptmannsrang haben; fehlt es an Offizieren dieſes hoͤheren Ranges, ſo iſt 
die Zahl aus Offizieren des naͤchſten Grades zu ergaͤnzen. 

Sofern in einer vom Feinde eingeſchloſſenen Feſtung die erforderliche 
Zahl von richterlichen Civilbeamten nicht vorhanden iſt, ſoll dieſelbe von dem 
kommandirenden Militairbefehlshaber aus den Mitgliedern der Gemeindever— 
tretung ergaͤnzt werden. Iſt kein richterlicher Eivilbeamte in der Feſtung vor⸗ 
handen, ſo iſt ſtets ein Auditeur Cioilmitglied des Kriegsgerichts. 

Die Zahl der Kriegsgerichte richtet ſich, wenn eine ganze Provinz oder 
ein Theil derſelben in eee erklaͤrt iſt, nach dem Beduͤrfniß, und 
den Gerichtsſprengel eines jeden dieſer Gerichte beſtimmt in derartigen Faͤllen 
der kommandirende General. ; 
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Den Vorſitz in den Sitzungen der Kriegsgerichte führt ein richterlicher 

Beamte. 
5 Von dem Vorſitzenden werden, bevor das Gericht feine Geſchaͤfte be- 
ginnt, die zu Mitgliedern deſſelben beſtimmten Offiziere und eintretenden Falls 
diejenigen Civilmitglieder, welche dem Richterſtande nicht angehoͤren, dahin 
vereidigt, N 
daß ſie die Obliegenheiten des ihnen uͤbertragenen Richteramtes mit 
Gewiſſenhaftigkeit und Unparteilichkeit, den Geſetzen gemaͤß, erfüllen 
wollen. 

Der Militairbefehlshaber, welcher die dem Offizierſtande angehörigen 
Mitglieder des Kriegsgerichts ernennt, beauftragt als Berichterſtatter einen Au— 
diteur, oder in deſſen Ermangelung einen Offizier. Dem Berichterſtatter liegt 
ob, uͤber die Anwendung und Handhabung des Geſetzes zu wachen, und durch 
ar. die Ermittelung der Wahrheit zu fördern. Stimmrecht hat der— 
ſelbe nicht. 

Als Gerichtsſchreiber wird dur Führung des Protokolls ein von dem 
Vorſitzenden des Kriegsgerichts zu bezeichnender und von ihm zu vereidigender 
Beamter der Civilverwaltung zugezogen. 


$. 13. 
Fuͤr das Verfahren vor den Kriegsgerichten gelten folgende Beſtim— 
mungen: 

1) Das Verfahren iſt muͤndlich und öffentlich; die Oeffentlichkeit kann vom 
Kriegsgerichte durch einen öffentlich zu verkuͤndigenden Beſchluß ausge— 
ſchloſſen werden, wenn es dies aus Gründen des öffentlichen Wohls 
für angemeſſen erachtet. ö 

2) Der Beſchuldigte kann ſich eines Vertheidigers bedienen. — Waͤhlt er 
keinen Vertheidiger, ſo muß ihm ein ſolcher von Amtswegen von dem 
Vorſitzenden des Gerichts beſtellt werden, inſofern es ſich um folche 
Verbrechen oder Vergehen handelt, bei welchen nach dem allgemeinen 
Strafrecht eine hoͤhere Strafe, als Gefaͤngniß bis zu Einem Jahre, 


eintritt. 
3) Der 
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3) Der Berichterſtatter traͤgt in Anweſenheit des Beſchuldigten die demſel⸗ 
ben zur Laſt gelegte Thatſache vor. 

Der Beſchuldigte wird aufgefordert, ſich darüber zu erklaͤren, dem⸗ 
naͤchſt wird zur Erhebung der anderweiten Beweismittel geſchritten. 

Sodann wird dem Berichterſtatter zur Aeußerung über die Reſul— 
tate der Vernehmungen und die Anwendung des Geſetzes, und zuletzt 
dem Beſchuldigten und ſeinem Vertheidiger das Wort geſtattet. 

Das Urtheil wird bei ſofortiger nicht öffentlicher Berathung des Ge⸗ 
richts nach Stimmenmehrheit gefaßt und unmittelbar darauf dem Beſchul— 
digten verkuͤndigt. 5 

4) Das Gericht erkennt auf die geſetzliche Strafe, oder auf Freiſprechung, e 
oder Verweiſung an den ordentlichen Richter. 

Der Freigeſprochene wird ſofort der Haft entlaſſen. Die Verwei⸗ 
ſung an den ordentlichen Richter findet ſtatt, wenn das Kriegsgericht 
ſich für nicht kompetent erachtet; es erlaͤßt in dieſem Falle über die Fort⸗ 
dauer oder Aufhebung der Haft im Urtheile zugleich beſondere Ver— 


fuͤgung. 

5) Das firtheil welches den Tag der Verhandlung, die Namen der Rich⸗ 
ter, die ſummariſche Erklaͤrung des 3 uͤber die ihm vorge⸗ 
haltene Beſchuldigung, die Erwaͤhnung der Beweisaufnahme und die 
Entſcheidung über die Thatfrage und den Rechtspunkt, ſowie das Geſetz, 
auf welches das Urtheil begruͤndet iſt, enthalten muß, wird von den ſaͤmmt⸗ 
lichen Richtern und dem Gerichtsſchreiber unterzeichnet. 

6) Gegen die Urtheile der Kriegsgerichte findet kein Rechtsmittel ſtatt. Die 
auf Todesſtrafe lautenden Erkenntniſſe unterliegen jedoch der Beſtaͤtigung 
des im H. 7. bezeichneten Militairbefehlshabers, und zwar in Friedens⸗ 
zeiten der Beſtaͤtigung des kommandirenden Generals der Provinz. 

7) Alle Strafen, mit Ausnahme der Todesſtrafe, werden binnen 24 Stun⸗ 
den nach der Verkuͤndigung des Erkenntniſſes, Todesſtrafen binnen gleicher 
Friſt, nach Bekanntmachung der erfolgten Beſtaͤtigung an den Angeſchul⸗ 
digten zum Vollzug gebracht. . 

8) Die Todesſtrafe wird durch Erſchießen vollſtreckt. Sind Erkenntniſſe, 
welche auf Todesſtrafe lauten, bei Aufhebung des Belagerungszuſtandes 
noch nicht vollzogen, ſo wird dieſe Strafe von den ordentlichen Ge— 
richten in diejenige Strafe umgewandelt, welche, abgeſehen von dem Be⸗ 
lagerungszuſtande, die geſetzliche Folge der von dem Kriegsgerichte als 
erwieſen angenommenen That geweſen ſein wuͤrde. 


H. 14. 
Die Wirkſamkeit der Kriegsgerichte hoͤrt mit der Beendigung des Be⸗ 
lagerungszuſtandes auf. N 
ie. P 


Nach aufgehobenem Belagerungszuſtande werden alle vom 3 
erlaſſenen Urtheile ſammt Belagſtuͤcken und dazu gehörenden Verhandlungen, 
ſowie die noch ſchwebenden Unterſuchungsſachen an die ordentlichen r 
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abgegeben; diefe haben in den von dem Kriegsgerichte noch nicht abgeurtelten 
Sachen nach den ordentlichen Strafgeſetzen, und nur in den Fallen des §. 9, 
nach den in dieſem getroffenen Strafbeſtimmungen zu erkennen. 


H. 16. ö 


Auch wenn der Belagerungszuſtand nicht erklärt iſt, koͤnnen im Falle 
des Krieges oder Aufruhrs, bei dringender Gefahr fuͤr die öffentliche Sicher: 
heit die Artikel 5., 6., 27., 28., 29., 30. und 36. der Verfaſſungs⸗Urkunde oder 
einzelne derſelben vom Staatsminiſterium zeit- und diſtriktweiſe außer Kraft 
geſetzt werden. f 


§. 17. 


Ueber die Erklärung des Belagerungszuſtandes, ſowie uber jede, ſei es 
neben derſelben (F. 5.) oder in dem Falle des F. 16. erfolgte Suspenſion auch 
nur eines der HH. 5. und 16. genannten Artikel der Verfaſſungs⸗Urkunde, muß 
den Kammern ſofort, beziehungsweiſe bei ihrem naͤchſten Zuſammentreten, 
Rechenſchaft gegeben werden. 


H. 1 8. 


Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Vorſchriften werden aufgehoben. 

Das gegenwaͤrtige Geſetz tritt an die Stelle der Verordnung vom 10ten 
Mai 1849. und der Deklaration vom aten Juli 1849. (Gefeß = Sammlung 
Seite 165. und 250.) 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige— 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Potsdam-Magdeburger Eiſenbahn, den 4. Juni 1851. 


0 (L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Stockhauſen. 
v. Raumer. v. Weſtphalen. 


(Nr. 3420.) 


1 
(Fr. 3420.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 4. Juni 1851. wegen Verleihung des Rechts zur 
2 Chauffeegeld - Erhebung auf der Kreis⸗Chauſſee von Culm über Grubno 
und Stollno nach der Graudenz-Thorner Straße. 


Massen Ich durch Meinen Erlaß vom 21. Oktober 1850. den Ausbau 
einer Kreis-Chauffee von Culm über Grubno und Stollno nach der Graudenz⸗ 
Thorner Straße genehmigt habe, bewillige Ich den Bauunternehmern das 
Recht, gegen Unterhaltung der Chauſſee das tarifmaͤßige Chauſſeegeld nach dem 
jedesmal fuͤr Staats⸗Chauſſeen guͤltigen Tarife zu erheben, indem Ich augleich 
ausnahmsweiſe genehmige, daß die von der Stadt Culm ausgebaute hal 

lige Strecke ſchon jetzt unter Hebung geſtellt werde. Auch ſollen die dem 
Ehauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen 
der Ehauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Chauſſee Anwendung finden. 


Der gegenwartige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahn, den 4. Juni 1851. 


Friedrich Wilhelm. 


5 v. d. Heydt. v. Rabe. 
An den Miniſter für Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten und den 
Finanzminiſter. 


Gr. 3420-3424.) (Nr. 3421.) 


mei⸗ 
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(Nr. 3421.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 30. Juni 1851., betreffend die Einſetzung einer Koͤ⸗ 
0 niglichen Eiſenbahn-Direktion zu Stettin. 


Nachdem die am 12. Juni d. J. abgehaltene Generalverſammlung der 
Stargard-Poſener Eiſenbahngeſellſchaft beſchloſſen hat, die Verwaltung der 
Bahn und des Betriebs ſchon vom 1. Juli d. J. ab nach Maaßgabe der Be⸗ 
ſimmungen des unterm 4. März 1847. beftätigten Nachtrags zum Statut 
(Geſetz⸗ Sammlung für 1847. Seite 177.) an den Staat abzutreten, will Ich 
hierdurch nach Ihrem Antrage genehmigen, daß die Verwaltung der Star⸗ 
gard⸗Poſener Eiſenbahn mit dem 1. Juli d. J. vom Staate uͤbernommen 
werde. Um dem Verkehr die Vortheile einer einheitlichen Leitung des Betriebs 
auf den zufammenhängenden oſtlichen Bahnen zu Theil werden zu laſſen, ge⸗ 
nehmige Ich ferner, daß die Verwaltung der Stargard-Poſener Eiſenbahn der 
Direktion der Oſtbahn uͤbertragen und daß zur Fuͤhrung dieſer Verwaltung 
ſowie zur Leitung des Betriebs auf den zunaͤchſt zur Eroͤffnung gelangenden 
Strecken der Oſtbahn eine beſondere Behörde, als eine Deputation der Direk⸗ 
tion der Oſtbahn, mit der Firma „Königliche Eiſenbahn⸗Direktion“ eingeſetzt 
werde. Dieſe Direktion ſoll bis auf Weiteres in Stettin ihren Sitz nehmen 
und alle Rechte und 1 einer Öffentlichen Behörde haben. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Sansſouei, den 30. Juni 1851. 


Friedrich Wilhelm. 
N von der Heydt. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


Nebigirt im Büreau des Staats- Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Hoſbuchdruckerei. 
0 (Rudolph Decker.) 


